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436. Verordnung des Bundesministers für Justiz, mit der die Geschäftsordnung für die
Gerichte I. und II. Instanz (Geo.), BGBl. Nr. 264/1951, geändert wird

Auf Grund des Art. VII der Sechsten Gerichtsentlastungsnovelle, BGBl. Nr. 222/1929, und der
§§ 25, 31 und 42 bis 44 sowie des Vierten Abschnitts des Gesetzes, womit Vorschriften über die Beset-
zung, innere Einrichtung und Geschäftsordnung der Gerichte erlassen werden, RGBl. Nr. 217/1896,
wird verordnet:

Die Geschäftsordnung für die Gerichte I. und II. Instanz, BGBl. Nr. 264/1951, zuletzt geändert
durch die Verordnung BGBl. Nr. 479/1991, wird wie folgt geändert:

1. Der § l Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Die Befugnisse und Obliegenheiten, die diese Geschäftsordnung dem Gerichtsvorsteher

zuweist, kommen bei den Oberlandesgerichten und den Gerichtshöfen erster Instanz deren jeweiligen
Präsidenten zu."

2. Die §§ 95 bis 97 haben samt Überschriften zu lauten:
„Nachschauen

§ 95. (1) Die Präsidenten der Gerichtshöfe haben im Rahmen der Erfüllung der den Organen der
Justizverwaltung übertragenen Aufgaben (§ 73 Abs. l GOG) bei den ihnen unterstellten Gerichten
regelmäßig Nachschauen vorzunehmen, die Präsidenten der Gerichtshöfe erster Instanz jedoch nur,
soweit die Nachschau nicht durch den Präsidenten des Oberlandesgerichts vorgenommen wird.

(2) Die Nachschau soll in der Weise einer stichprobenartigen Untersuchung durchgeführt und auf
ausgewählte Gerichtsabteilungen oder Geschäftskreise eingeschränkt werden; dies vor allem auf
Grund von gewonnenen Erfahrungen, den Berichten der letzten inneren Revision und Nachschau, all-
fälligen Mitteilungen von Vorsitzenden der Rechtsmittelsenate sowie den Auswertungen der auto-
mationsunterstützt geführten Geschäftsbehelfe und aktuellen Prüflisten. Eine nähere Überprüfung
eines Bereichs ist aber dann vorzunehmen, wenn in diesem auf Grund der Vorbereitungen oder der
zwischenweiligen Ergebnisse der Nachschau dienstaufsichtsbehördliche Maßnahmen erforderlich
erscheinen.

(3) Im Rahmen der Nachschau ist unter Bedachtnahme auf die richterliche Unabhängigkeit vor
allem zu prüfen, ob die Rechtspflege gesetzmäßig und effizient ausgeübt wird sowie ob die Auslastung
der Richter, der Rechtspfleger und möglichst auch der weiteren Gerichtsbediensteten angemessen und
gleichmäßig ist; zu diesem Zweck sind stichprobenartig Akten und Geschäftsbehelfe einzusehen, Ver-
handlungen zu besuchen sowie Gespräche insbesondere mit jenen Richtern, Rechtspflegern und wei-
teren Gerichtsbediensteten zu führen, deren Geschäfte Gegenstand der Nachschau sind.

(4) Die Nachschau ist bei den Gerichtshöfen erster Instanz in Abständen von höchstens drei Jah-
ren, bei den Bezirksgerichten in solchen von zwei Jahren vorzunehmen. Fällt in die jeweilige Frist eine
innere Revision (§ 98 Abs. 1), die das gesamte Gericht erfaßt, so berechnet sich diese Frist ab dieser
inneren Revision.

§ 96. (1) Der Präsident, der eine Nachschau vornimmt, hat sogleich die auf Grund seiner Feststel-
lungen gebotenen Maßnahmen zu treffen oder in die Wege zu leiten und erforderlichenfalls Hilfe anzu-
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bieten. Er hat dem überprüften Gericht das Ergebnis seiner Nachschau zur Kenntnis zu bringen, die
Mängel, soweit sie nicht geringfügig sind und im kurzen Weg abgestellt wurden, mit den zuständigen
Richtern, Rechtspflegern oder weiteren Gerichtsbediensteten in geeigneter Weise zu erörtern und
erforderlichenfalls die Behebung der Mängel zu überwachen sowie Vorkehrungen zu ihrer künftigen
Vermeidung zu treffen.

(2) Die wesentlichen Ergebnisse der Nachschau (hervorzuhebende Feststellungen; allfällige
erhebliche Mängel, besondere Verfügungen, in die Wege geleitete Maßnahmen und angebotene Hil-
fen; ein abschließender Befund) sind schriftlich kurz festzuhalten. Sind im Rahmen einer Nachschau
erhebliche Mängel festgestellt oder besondere Verfügungen getroffen worden, so ist dies dem Bundes-
ministerium für Justiz mitzuteilen; sonst ist das Bundesministerium für Justiz von den wesentlichen
Ergebnissen durchgeführter Nachschauen zusammengefaßt jeweils zum 1. April und 1. Oktober eines
jeden Jahres in Kenntnis zu setzen.

Ergänzende Vorsorgen
§ 97. (1) Die Präsidenten der Oberlandesgerichte haben zumindest zweimal jährlich mit den Prä-

sidenten der unterstellten Gerichtshöfe erster Instanz die Sicherung der personellen und sachlichen
Voraussetzungen für den Betrieb der Gerichte, die aktuellen Fragen der Dienstaufsicht und die in
Betracht kommenden Förderungen der Rechtspflege zu erörtern (Präsidentenkonferenz).

(2) Die Präsidenten der Oberlandesgerichte sollen weiters durch geeignete Maßnahmen die unmit-
telbaren Kontakte zwischen ihnen und den Richtern, den Rechtspflegern und den weiteren Gerichts-
bediensteten ihres Sprengeis fördern.

(3) Die Präsidenten der Gerichtshöfe erster Instanz haben durch häufige Amtsbesuche einen per-
sönlichen Kontakt mit den Richtern, den Rechtspflegern und den weiteren Gerichtsbediensteten ihres
Sprengeis zu halten und sich durch Gespräche mit ihnen sowie durch andere geeignete Maßnahmen
eine unmittelbare Kenntnis über die Personalverhältnisse zu verschaffen und sich über die Bedürfnisse
des Sprengeis, den Stand und Gang der Geschäfte sowie nach Möglichkeit auch über die Anliegen jedes
einzelnen zu informieren."

3. Der § 98 Abs. l hat zu lauten:
„(1) Die innere Revision (§§78a, 78b GOG) ist durch Erlaß des Bundesministeriums für Justiz

näher zu regeln."

Michalek

437 Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft über die Gewährung
einer Beihilfe für Trockenfutter (Trockenfutterbeihilfeverordnung)

Auf Grund des § 99 Abs. l Z 15 des Marktordnungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 210, in der Fassung
der Novelle BGBl. Nr. 298/1995 (MOG) wird verordnet:

Anwendungsbereich
§ 1. Die Vorschriften dieser Verordnung dienen der Durchführung der Rechtsakte des Rates und

der Kommission der Europäischen Union im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisation für Trok-
kenfutter hinsichtlich der Gewährung einer Beihilfe.

Zuständigkeit.
§ 2. Für die Vollziehung dieser Verordnung und der in § l genannten Rechtsakte ist die Marktord-

nungsstelle „Agrarmarkt Austria" (AMA) zuständig.

Beihilfevoraussetzungen
§ 3. (1) Der Inhaber eines Betriebes, der Trockenfutter herstellen will, für das nach den in § l

genannten Rechtsakten eine Beihilfe gewährt werden soll (Verarbeitungsbetrieb), ist gemäß den in
§ l genannten Rechtsakten von der AMA zuzulassen. Die Zulassung wird auf Antrag mittels eines
von der AMA aufgelegten Formblattes durch Bescheid erteilt. Dem Antrag auf Zulassung sind eine
Beschreibung d e r Anlage sowie Unterlagen z u r Bestimmung d e r Trocknungskapazität u n d e i n O r t s u n d Lageplan d e r Trocknungseinrichtungen beizufügen.

(2) Der Verarbeitungsbetrieb ist verpflichtet, zur Gewichtsfeststellung bei Auslagerung des Trok-
kenfutters eine geeichte Waage zu verwenden.
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(3) Jede Änderung hinsichtlich der nach Absatz l gemachten Angaben ist unverzüglich der AMA
schriftlich anzuzeigen.

Zulassung von Lagerräumen
§ 4. (1) Die nach den in § l genannten Rechtsakten erforderliche Zulassung von Räumen, in denen

Trockengut außerhalb des Betriebsgeländes eines Verarbeitungsbetriebes eingelagert wird, wird auf
Antrag von der AMA durch Bescheid erteilt. Die Zulassung kann mit der Zulassung nach §3
Absatz l verbunden werden.

(2) Die Zulassung setzt voraus, daß
1. eine geeichte Waage zur Feststellung des Gewichts bei Auslagerung des Trockengutes vorhan-

den ist,
2. soweit sich die Lagerräume nicht in Besitz des Verarbeitungsbetriebes befinden, der Verarbei-

tungsbetrieb Name und Anschrift des Besitzers mitteilt,
3. der Verarbeitungsbetrieb auf Verlangen in zwei Exemplaren einen Orts- und Lageplan der

Lagerräume vorlegt.

Zulassung von Käufern von zur Trocknung bestimmtem Futter
§ 5. Ein Käufer, der zur Trocknung bestimmtes Futter ankauft, ist gemäß den Bedingungen, die

sich aus den in § l genannten Rechtsakten ergeben, von der AMA zuzulassen. Die Zulassung wird
auf Antrag mittels eines von der AMA aufgelegten Formblattes durch Bescheid erteilt.

Ermittlung der für die Festsetzung der Beihilfe erheblichen Tatsachen
§ 6. (1) Zur Ermittlung der für die Festsetzung der Beihilfe erheblichen Tatsachen haben die Pro-

benahme, die Herstellung der Durchschnittsprobe sowie die Feststellung des Gehaltes an Feuchtigkeit,
Rohprotein und der sonstigen in den nach § l genannten Rechtsakten vorgeschriebenen Werte
(Beschaffenheit) des Trockenfutters nach Maßgabe der Anlage zu dieser Verordnung zu erfolgen,
soweit nicht ein Verfahren nach den in § l genannten Rechtsakten vorgeschrieben ist. Zum Zwecke
der Überprüfung sind zwei Durchschnittsproben als Rückstellproben bis zur Gewährung der Beihilfe
aufzubewahren.

(2) Zur Gewichtsfeststellung und Probenahme dürfen von dem Verarbeitungsbetrieb nur Perso-
nen bestellt werden, die die erforderliche Sachkunde und Zuverlässigkeit besitzen sowie vom Ergebnis
der Feststellungen nicht betroffen sind. Die erforderliche Sachkunde liegt insbesondere vor, wenn die
bestellte Person auf Grund ihrer Berufserfahrung in der Lage ist, die übertragenen Aufgaben ord-
nungsgemäß zu erfüllen. Die Bestellung ist der AMA schriftlich spätestens eine Woche vor Aufnahme
der vorgesehenen Tätigkeit unter Angabe der Namen und der Stellung der bestellten Personen unter
Verwendung eines von der AMA aufgelegten Formblattes anzuzeigen. Auf Verlangen sind Nachweise
über die Sachkunde und die Zuverlässigkeit der bestellten Personen vorzulegen. Wird bei Überprüfun-
gen durch die AMA festgestellt, daß keine ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung erfolgt oder die erfor-
derliche Sachkunde oder Zuverlässigkeit fehlt, ist auf Verlangen der AMA die Bestellung aufzuheben.

(3) Die Feststellung der Beschaffenheit der Rückstellprobe hat in einem in der Anlage genannten
Untersuchungsinstitut auf Kosten des Verarbeitungsbetriebes zu erfolgen.

(4) Der Beihilfebemessung ist das Ergebnis der Feststellung nach Abs. 3 zugrunde zu legen, wenn
diese innerhalb methodisch bedingter Fehlergrenzen der gemäß Abs. l erster Satz anzuwendenden
Untersuchungsmethode liegen. Weicht das Ergebnis der Untersuchung der Rückstellprobe über die
methodisch bedingten Fehlergrenzen hinaus ab und hätte dies die Ablehnung der beantragten Beihilfe
zur Folge, teilt die AMA dem Verarbeitungsbetrieb die festgestellten Werte mit. Die mitgeteilten Wer-
te werden der Beihilfebemessung zugrunde gelegt, falls der Verarbeitungsbetrieb nicht innerhalb von
zwei Wochen, gerechnet ab dem Tag des Zugangs der Mitteilung schriftlich oder fernschriftlich bei der
AMA die Untersuchung der weiteren Rückstellprobe auf seine Kosten durch ein in der Anlage
genanntes Untersuchungsinstitut beantragt. Die dabei festgestellten Werte sind der Beihilfebemes-
sung zugrunde zu legen. Ist die weitere Rückstellprobe für diese Untersuchung nicht geeignet, wird
die Beihilfe nach den von der AMA gemäß dem zweiten Satz mitgeteilten Werten bemessen.

(5) Die methodisch bedingten Fehlergrenzen bei der Feststellung der Beschaffenheit im Rahmen
von Kontrolluntersuchungen betragen bei Feuchtigkeit und Rohprotein jeweils 0,3 vH (absolut), bezo-
gen auf den Mittelwert (arithmetisches Mittel) der beiden zu vergleichenden Werte.

Verbringung von Trockenfutter
§ 7. Trockenfuttermittel, die ein Verarbeitungsunternehmen verlassen haben, dürfen nicht erneut

auf das Gelände oder in das in Absatz l lit. a der Verordnung (EG) Nr. 785/95 genannte Zwischenlager
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dieses oder eines anderen Unternehmens verbracht werden. Allerdings können während des Wirt-
schaftsjahres 1995/96 Futtermittel eines Unternehmens in ein anderes verbracht werden, wenn folgen-
de Bedingungen, die der Kontrolle der AMA unterliegen, eingehalten werden: Im Falle der Verbrin-
gung von Trockenfutter in ein anderes Unternehmen ist die AMA eine Woche im voraus davon schrift-
lich in Kenntnis zu setzen. Die gegenständliche Trockenfuttermenge ist getrennt von anderem Trok-
kenfutter zu lagern. Es ist getrennt darüber Buchhaltung zu führen.

Zusätzliche Kontrollbestimmung
§ 8. Die AMA berücksichtigt bei Vornahme der Risikoanalyse gemäß Artikel 14 Absatz 4 der Ver-

ordnung (EG) Nr. 785/95 einen Flächenfaktor von 20% der insgesamt beantragten Flächen.

Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten
§ 9. (1) Der Verarbeitungsbetrieb ist verpflichtet,
1. ordnungsgemäß kaufmännische Bücher zu führen und
2. in übersichtlicher Form den Erwerb der einzusetzenden Erzeugnisse und das Gewicht, die

Lagerung einschließlich etwaiger Umlagerungen, die ordnungsgemäße Probenahme und die
Beschaffenheit des Trockenfutters sowie sonstige nach den in § l genannten Rechtsakten ver-
langten Angaben aufzuzeichnen; die Aufzeichnungen sind jeweils gesondert für die nach den in
§ l genannten Rechtsakten begünstigten Erzeugnisse zu erstellen.

(2) Die in Abs. l genannten Bücher und Aufzeichnungen einschließlich der zugehörigen Schrift-
stücke sowie die nach den in § l genannten Rechtsakten vorgeschriebenen Belege, Bescheinigungen
und Verträge sind sieben Jahre vom Ende des Kalenderjahres, auf das sie sich beziehen, sicher und
geordnet aufzubewahren, soweit nicht längere Aufbewahrungsfristen nach anderen Rechtsvorschrif-
ten bestehen.

Duldungs- und Mitwirkungspflichten, Kontrollbestimmungen
§ 10. (1) Den Organen und Beauftragten des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft,

der AMA, der Europäischen Union und des Europäischen Rechnungshofes (im folgenden Prüforgane
genannt) ist das Betreten der Geschäfts-, Betriebs- und Lagerräume während der Geschäfts- und
Betriebszeit oder nach Vereinbarung zu gestatten.

(2) Die Prüforgane sind ermächtigt, in die Buchhaltung und alle Unterlagen, die die Prüforgane für
ihre Prüfung als erforderlich erachten, Einsicht zu nehmen. Kopien der Unterlagen sind auf Verlangen
unentgeltlich zur Verfügung zu stellen.

(3) Bei der Prüfung hat eine geeignete und informierte Auskunftsperson anwesend zu sein, Aus-
künfte zu erteilen und die erforderliche Unterstützung zu leisten.

(4) Die Prüforgane können die zeitweilige Überlassung von Aufzeichnungen und Unterlagen ver-
langen und haben in diesem Fall deren Aushändigung zu bestätigen.

(5) Im Falle automationsunterstützter Buchführung sind auf Kosten des Betroffenen den Prüfor-
ganen auf Verlangen Ausdrucke mit den erforderlichen Angaben zu erstellen.

Gewährung der Beihilfe
§ 11. Die Gewährung der Beihilfe ist bei der AMA unter Verwendung eines von der AMA aufge-

legten Formblattes zu beantragen. Dem Antrag auf Gewährung der Beihilfe ist das Ergebnis der Fest-
stellungen nach § 6 Absatz l und 3 beizufügen.

Gegenüberstellung von Flächen
§ 12. Zur Ermöglichung der in den in § l genannten Rechtsakten geforderten Gegenüberstellung

von Flächen erstellt die AMA bis zum 31. Oktober eines jeden Wirtschaftsjahres eine Aufstellung der
in den Anträgen als Trockenfutterflächen bezeichneten Parzellen.

Berichtspflicht
§ 13. Die AMA hat dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft die zur Erfüllung der

gegenüber der Europäischen Kommission nach den in § l genannten Rechtsakten bestehenden Melde-
pflichten erforderlichen Angaben zeitgerecht zu melden.

Schlußbestimmung
§ 14. Die Verordnung BGBl. Nr. 100/1995 tritt außer Kraft.

Molterer
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Anlage
(zu § 6 Abs. 1)

Bestimmungen über Probenahme und Gewichtsfeststellung
1. Entnahme und Aufbewahrung der Proben
1.1 Der Probenehmer hat für jede Produktform (zB Mehl, Pellets, Cobs, Schrot, Flocken) im Zuge

der Auslieferung aus je angefangenen 2 000 kg Trockenfutter je Fahrzeug Proben gleicher Größe
so zu entnehmen, daß je Partie mindestens 1,5kg Probematerial zur Verfügung stehen.

1.2 Die Probenahme aus dem laufenden Strom des Trockengutes ist zulässig, wenn sie eine repräsen-
tative Probe ergibt und die Auslieferung des Trockengutes alsbald nach der Herstellung erfolgt.

1.3 Diese Proben sind je Arbeitsschicht des Probenehmers und getrennt nach Produktform in fort-
laufend numerierten Plastikbeuteln zu sammeln.

1.4 Der Probenehmer hat die Plastikbeutel luftdicht zu verschließen und in festen, lichtundurchläs-
sigen Behältern aufzubewahren.

2. Herstellung der Durchschnittsproben
2.1 Aus dem Inhalt der aufbewahrten Beutel werden von einem Beauftragten der Untersuchungsan-

stalt Durchschnittsproben je Partie gebildet. Der Inhalt der Beutel wird auf eine reine Unterlage
geschüttet, gründlich gemischt und in einer gleichmäßig dicken Schicht ausgebreitet. An ver-
schiedenen Stellen dieser Schicht werden mit einem Löffel oder einer kleinen Schaufel minde-
stens 1,5 kg Trockenfutter entnommen und in drei Durchschnittsproben von je mindestens
0,5 kg aufgeteilt. Die Durchschnittsproben werden von dem Beauftragten des Bundesamtes in
Plastikbeutel gefüllt, luftdicht verschlossen und plombiert.

2.2 Der Leiter des Trocknungsbetriebes oder der Probenehmer soll bei der Herstellung der Durch-
schnittsproben zugegen sein.

3. Folgende Untersuchungsinstitute können zur Beschaffenheitsfeststellung der Rückstellprobe
herangezogen werden:

3.1 Bundesamt und Forschungszentrum für Landwirtschaft
3.2 Bundesamt für Agrarbiologie

438. Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, mit der die Milchfett-
Verbrauch-Verbilligungsverordnung geändert wird

Auf Grund des § 99 des Marktordnungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 210, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr 298/1995, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, BGBl. Nr. 1063/1994, über
den Absatz von Butter aus öffentlicher Lagerhaltung an bestimmte Verbrauchergruppen sowie über
die Gewährung von Beihilfen für den Bezug von Butter durch bestimmte Verbrauchergruppen wird
wie folgt geändert:

1. § 4 Abs. 3 lautet:
„(3) Dem Erstantrag ist als Nachweis über die Erfüllung der jeweiligen Voraussetzungen beizule-

gen:
1. der letzte zugestellte Steuerbescheid (Nichtveranlagungsbescheid), durch den die Einrichtung

gemäß § 5 Abs. l Z 6 des Körperschaftsteuergesetzes wegen der Förderung gemeinnütziger
oder mildtätiger Zwecke von der Körperschaftsteuer befreit worden ist, oder

2. eine Bestätigung des für die Erhebung der Körperschaftsteuer zuständigen Finanzamtes, daß
die Einrichtung gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken dient, oder

3. im Falle öffentlich-rechtlicher Körperschaft eine Bescheinigung, die
a) bei Einrichtungen des Bundes durch den Bund und
b) bei Einrichtungen des Landes, einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbands durch das

Land, in dem die Einrichtung ihren Sitz hat,
auszustellen ist und bestätigt, daß die Einrichtung in § 3 Z 2 genannte Aufgaben wahrnimmt und
gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken dient."
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2. Nach § 4 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt:
„(2a) Berechtigungsscheine können für eine Gültigkeitsdauer von zwei oder drei Kalendermona-

ten beantragt werden."
3. Nach § 4 Abs. 5 wird folgender Abs. 6 angefügt:
„(6) Wenn als Nachweis für die Erfüllung der Voraussetzungen eine Bescheinigung des Bundes

vorzulegen ist, gelten Berechtigungsscheine mit Wirkung vom Einlangen des Erstantrages, frühestens
jedoch mit 1. Jänner 1995, als erteilt sofern

1. dies beantragt wird und
2. der Antrag mit den erforderlichen Unterlagen bis zum 15. Juli 1995 bei der AMA eingegangen

ist."
4. § 5 Z 3 lautet:

„3. bei der Übernahme der Butter vorn zugelassenen Lieferanten zu bestätigen, daß es sich um But-
ter handelt, die gemäß Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 454/95 bezeichnet ist."

5. § 6 Abs. 2 Z 3 lit. a lautet:
„a) nur solche Butter an gemeinnützige Einrichtungen zu liefern, die als „Österreichische Teebut-

ter" gekennzeichnet ist oder, wenn es sich um Butter aus einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union handelt, die gemäß der in Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 454/95
angeführten nationalen Qualitätsklasse des Erzeugungsmitgliedstaats gekennzeichnet ist."

6. § 8 Abs. 2 lautet:
„(2) Das Bundesheer hat im Falle des Kaufes bei einem zugelassenen Lieferanten auf dem Berech-

tigungsschein zu bestätigen, daß es sich bei der übernommenen Butter um Butter handelt, die gemäß
Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 454/95 bezeichnet ist."

7 § 10 Abs. 2 und 3 lauten:
„(2) Wer Butter von der AMA erwerben oder eine Beihilfe erhalten will, hat den Verarbeitungs-

betrieb mitzuteilen und die Butter oder den Rahm unmittelbar dorthin oder in einen von der AMA
zugelassenen Lagerraum zu verbringen. Der Zeitpunkt der Verarbeitung ist drei Arbeitstage vorher
der AMA schriftlich anzuzeigen. Wenn die Kontrollen sichergestellt sind, kann die AMA abweichend
vom zweiten Satz eine kurzfristigere Anzeige akzeptieren.

(3) Die AMA kann für die Abgabe von Butterfett zum unmittelbaren Verbrauch im Verlautba-
rungsblatt Höchstpreise für Butterfett bekanntgeben, die unter Berücksichtigung des jeweiligen Ver-
kaufspreises oder der Beihilfenhöhe im Zusammenhang mit dem Marktpreis ermittelt werden."

Molterer

439. Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, mit der die Milchfett-
Verarbeitungs-Verordnung geändert wird

Auf Grund des § 99 des Marktordnungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 210, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 298/1995, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, BGBl. Nr. 1064/1994, über
den Absatz von Butter aus öffentlicher Lagerhaltung zur Verarbeitung zu bestimmten Erzeugnissen
sowie über die Gewährung von Beihilfen für die Verwendung von Milchfett durch bestimmte Verarbei-
tungsbetriebe wird wie folgt geändert:

1. § 5 Abs. 2 Z 2 lautet:
„2. das Verbringen des Butterfetts oder der ungekennzeichneten Zwischenerzeugnisse unter Anga-

be eines Beleges über die Lieferung vom Verkäufer und des Beginns der Verarbeitung,"
2. § 5 Abs. 3 lautet:
„(3) Der zugelassene Hersteller hat die Herstellung von Butterfett und die Kennzeichnung von

Butter, Butterfett oder Rahm, der zugelassene Verarbeiter hat die Verarbeitung von Butter, Butterfett
oder Rahm zu Zwischen- oder Enderzeugnissen der AMA spätestens drei Arbeitstage vorher unter
Angabe der Nummer der Mitteilung über die Zuschlagserteilung schriftlich anzuzeigen. Die Butter
ist bis zur Prüfung der Verpackungsaufschrift durch die AMA oder bis zur Freigabe durch die AMA
in der Originalverpackung zu belassen. Die AMA kann in Einzelfällen bei begründetem wirtschaft-
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liehen Interesse eine kürzere Frist auf Antrag zulassen, sofern dadurch die Überwachung nicht beein-
trächtigt wird."

3. § 10 Abs. 2 und 3 lauten:
„(2) Wenn Butter, Butterfett, Rahm oder Zwischenerzeugnisse mit Zusatz von Kennzeichnungs-

mitteln hergestellt oder zu Enderzeugnissen verarbeitet werden und die Überwachung nicht beein-
trächtigt wird, kann die AMA zulassen, daß die in Abs. l genannte Anzeige auch abgegeben werden
kann, nachdem die Erzeugnisse den Betrieb verlassen haben. Die AMA kann dabei zulassen, daß
die Anzeige für eine gesamte Herstellungs- oder Bezugspartie Butter, Butterfett, Rahm oder Zwischen-
erzeugnisse abgegeben wird oder unter Berücksichtigung der betrieblichen Gegebenheiten ein anderes
Meldesystem vorschreiben.

(3) Wenn Butter, Butterfett oder Rahm ohne Zusatz von Kennzeichnungsmitteln zu Zwischen-
oder Enderzeugnissen verarbeitet werden und die hergestellten Erzeugnisse wegen ihrer kurzfristigen
Haltbarkeit oder aus anderen zwingenden wirtschaftlichen Gründen sofort nach der Herstellung aus
dem Betrieb verbracht werden müssen, kann die AMA zulassen, daß eine vorläufige Verwendungsan-
zeige abgegeben wird.

1. Als vorläufige Verwendungsanzeige ist eine Mehrausfertigung des Lieferscheins zu verwenden,
der als vorläufige Verwendungsanzeige zu kennzeichnen ist. Die vorläufige Verwendungsanzei-
ge muß die Angaben nach Abs. l und 2 sowie den Zeitpunkt des Beginns und die voraussicht-
liche Dauer der Verladung enthalten; die AMA kann in besonders begründeten Ausnahmefäl-
len zulassen, daß abweichend von Abs. l Z l die voraussichtliche Menge des Butterfetts oder
der Zwischen- oder Enderzeugnisse angegeben wird.

2. In besonders begründeten Einzelfällen kann die AMA unter Berücksichtigung der betriebli-
chen Gegebenheiten ein anderes Meldesystem als vorläufige Verwendungsanzeige vorsehen,
wobei eine ausreichende Kontrollmöglichkeit gewährleistet sein muß.

Die vorläufige Verwendungsanzeige ist der AMA spätestens am Tag vor der Auslieferung spätestens
eine halbe Stunde vor Dienstschluß vorzulegen. Die in Abs. l genannte Anzeige ist innerhalb einer von
der AMA bezeichneten Frist, die zwei Wochen nicht übersteigen darf, nachzureichen."

Molterer

440. Verordnung des Bundesministers für öffentliche Wirtschaft und Verkehr über die
Betreuung von Tieren bei Tiertransporten auf der Straße (Tiertransport-Betreuungsverord-

nung, TG-BV)
Auf Grund des § 7 Abs. 6 des Tiertransportgesetzes-Straße, BGBl. Nr. 411/1994, wird im Einver-

nehmen mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft verordnet:

Allgemeines
§ 1. (1) Soweit in der Folge nichts anderes bestimmt ist, sind Tiere der Art entsprechend vor

Beginn des Transports ausreichend zu tränken und mäßig zu füttern.
(2) Die in den folgenden Bestimmungen festgelegten Fristen für die Tränkung gelten nur, soweit

die Transportfahrzeuge oder -behältnisse nicht mit Selbsttränkanlagen ausgestattet sind.

Pferde
§ 2. (1) Pferde sind während des Transports in Abständen von höchstens drei Stunden zu tränken;

zusätzlich ist den Tieren soviel Heu vorzuwerfen, daß sie während des gesamten Transports laufend
kleine Mengen fressen können.

(2) Die in Abs. l genannte Frist darf um höchstens zwei Stunden überschritten werden, wenn der
Transport innerhalb dieser Zeit beendet wird.

Rinder
§ 3. (1) Rinder sind während des Transports in Abständen von höchstens 24 Stunden zu füttern und

in Abständen von höchstens sechs Stunden zu tränken. Diese Fristen dürfen um höchstens zwei Stun-
den überschritten werden, wenn der Transport innerhalb dieser Zeit beendet wird.

(2) Milchgebende Kühe sind, gerechnet ab dem Zeitpunkt des letzten Melkens, in Abständen von
jeweils rund zwölf Stunden, höchstens jedoch 15 Stunden, zu melken.
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Schweine
§ 4. (1) Schweine dürfen während der letzten zwölf Stunden vor dem Transport keinerlei Futter

erhalten. Während des Transports sind die Tiere in Abständen von höchstens 24 Stunden zu füttern
und in Abständen von höchstens sechs Stunden zu tränken.

(2) Die in Abs. l genannten Fristen dürfen um höchstens zwei Stunden überschritten werden,
wenn der Transport innerhalb dieser Zeit beendet wird.

Schafe und Ziegen
§ 5. (1) Während des Transports sind die Tiere in Abständen von höchstens 24 Stunden zu füttern

und in Abständen von höchstens sechs Stunden zu tränken. Diese Fristen dürfen um höchstens zwei
Stunden überschritten werden, wenn der Transport innerhalb dieser Zeit beendet wird.

(2) Lämmer bis zu einem Alter von einer Woche sind in Abständen von höchstens sechs Stunden
zu füttern oder zusammen mit dem Muttertier zu transportieren.

Hunde und Katzen
§ 6. (1) Die Fütterung von Hunden und Katzen darf nicht unmittelbar vor Beginn des Transports

erfolgen. Während des Transports sind die Tiere in Abständen von höchstens vier Stunden zu tränken.
(2) Katzen sind in Abständen von höchstens zwölf Stunden, Hunde in Abständen von höchstens

24 Stunden zu futtern. Diese Fristen dürfen um höchstens zwei Stunden überschritten werden, wenn
der Transport innerhalb dieser Zeit beendet wird.

(3) Jungtiere, die noch nicht ausschließlich an Festfutter gewöhnt sind, sind jedoch ausnahmslos in
Abständen von höchstens vier Stunden mit Weichfutter, Milch oder ähnlichem zu versorgen; Jungtiere,
die bereits ausschließlich an Festfutter gewöhnt, aber jünger als sechs Monate sind, sind in Abständen
von höchstens sechs Stunden zu füttern.

Geflügel
§ 7. (1) In der Folge gelten als
1. Schlupfküken: Küken vom Zeitpunkt des Schlüpfens bis 72 Stunden nach dem Schlupf;
2. Küken: Geflügel über 72 Stunden bis zum Alter von vier Wochen.
(2) Während des Transports sind die Tiere in Abständen von höchstens 24 Stunden zu tränken und

in Abständen von höchstens 48 Stunden zu füttern; Küken sind jedoch in Abständen von höchstens
16 Stunden zu füttern und zu tränken. Beim Transport von Schlupfküken kann bis 72 Stunden nach
dem Schlupf von einer Tränkung und Fütterung der Tiere abgesehen werden.

Inkrafttreten
§ 8. Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 1995 in Kraft.

Klima

Druck der österreichischen Staatsdruckerei


